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Von: Reuter, Birgit 
Gesendet: Montag, 13. Februar 2023 15:29
An: Boege Eckart <Eckart.Boege@ahrensburg.de>
Betreff: AW: Plakatierungshöchstgrenze Kommunalwahl


Hallo Herr Boege,


anbei meine Prüfung mit Vorschlag zur Verfahrensweise:


Die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis als Verwaltungsakt steht nach dem Straßen- und
Wegegesetz im Ermessen der Behörden. Im Fall beabsichtigter Wahlwerbung  wird das Ermessen
der Behörden aus Gründen des BVerfG eingegrenzt . Die Bedeutung der Wahlen für einen
demokratischen Staat und die Bedeutung der Parteien für solche Wahlen, schränken das
Ermessen in erheblichem Umfang ein, dass jedenfalls – allerdings in bestimmten Grenzen - ein
Anspruch der Parteien auf die Erlaubnis besteht. (BVerwGE 47,280,283, OVG Schleswig, NVwZ
1992 S. 70)


Einschränkungen ergeben sich jedoch


- aus dem Wahlerlass, insbesondere  die Sicherheit und Ordnung des Verkehrs,
naturschutzfachliche Gründe und zum Schutz von Orten  von städtebaulich,
denkmalpflegerisch, kulturell  oder historisch herausragender überregionaler Bedeutung







 
-          Darüber hinaus ist strikt zu beachten, dass dem Anspruch der jeweiligen Partei und


Wählergruppe in einem für ihre Selbstdarstellung notwendigen und angemessenen
Umfang Rechnung getragen wird. Es muss eine angemessene Wahlwerbemöglichkeit
unter Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes und des Grundsatzes der
Wahlrechtsgleichheit beachtet werden.  (s. § 5 Abs. 1 PartG) (siehe auch Kommentar
Kommentar Thiel zu Kommunalwahlrecht Schleswig-Holstein zu § 1 GKWG Rdz.5.2)


 
Es können somit im Rahmen der abstrakten Chancengleichheit bei einer Partei (hier 500:
Wahlplakate) nicht wesentlich mehr Wahlplakate genehmigt werden , sodass die andere
Parteien (hier: jeweils 100 Wahlplakate) nicht mehr wahrgenommen werden. Auch diese
hätten dann einen Anspruch auf Plakatierung entsprechend dem Proporz.


 
Der  CDU sollte die Rechtslage erörtert und auf Grundlage der wie vor aufgeführten Rechtslage
die Genehmigung von einer reduzierten Anzahl von z. B.  250 Wahlplakaten vorgeschlagen;
entsprechend dem Proporz in der STV und im  Kreistag  würden die weiteren Parteien ebenfalls
eine entsprechend erhöhte Anzahl von Plakaten erhalten. Nach Rücksprache mit dem
Landeswahlleiter Herr Steinweg wird diese mögliche Vorgehensweise bestätigt. Der FB IV wird
gebeten, Gespräche mit der CDU aufzunehmen und dann  den entsprechenden Proporz zu
berechnen. Der BGM würde dann am 20.2. im HA die Vorgehensweise abstimmen auf Grundlage
der Gespräche des FB IV mit der CDU und der Berechnung des Proporzes STV und Kreistag. Auf
dieser Basis werden dann die Sondernutzungserlaubnisse erteilt.
 
 
Vg
Birgit Reuter
 
Stadt Ahrensburg
Der Bürgermeister
Fachdienst II.2
Kommunalverfassungsrecht/Gremien/Wahlen
Zimmer  Pav. 06
Manfred-Samusch-Straße 5
22926 Ahrensburg
Tel:   04102 77-150
Fax:  04102 77-100
E-Mail: Birgit.Reuter@Ahrensburg.de
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